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                                   Hubert Wolff – „haftentschädigungsunwürdig“
Der Fall Hubert Wolff ist

· ein Beleg für die Unbedachtsamkeit, für den grenzenlosen Leichtsinn oder auch die Naivität vieler Homosexueller, wenn es während der NS-Zeit um die Anbahnung sexueller Kontakte ging – wenn der Schwanz stand, war der Verstand im Arsch;

· ein Exempel für den Umgang mit homosexuellen Opfern in der Hansestadt Hamburg bis in die 60er Jahre des 20. Jahrhunderts.

Während einer amtlichen „Ausführung“ am 5. September 1941 zeigte der sich als Strichjunge tarnende Hamburger Erpresser Theodor Gehring den beiden ihn begleitenden Kriminalbeamten das „Geschäft von Tormann“ in der Humboldtstraße 10 und bezeichnete den kaufmännischen Angestellten Hubert Wolff als einen seiner zahlreichen Partner. Wolff wurde sofort zum Polizeipräsidium gebracht, verhört und um 15.00 Uhr „vorläufig festgenommen“. Gehring erklärte gegenüber seinem Vernehmer: Kennen gelernt habe er Wolff vor mehr als 8 Tagen. Wegen eines Fliegeralarms seien sie nahe der Reeperbahn „beim Trichter in den Luftschutzkeller“ gegangen; dort hätten sie nebeneinander gesessen. Danach sei man zur Bedürfnisanstalt am Heiligengeistfeld gegangen, wo er „diesem Mann einen abgewichst“ habe. Anschließend begaben sich die beiden Männer zur Straßenbahnhaltestelle, wo ihm Gehring erzählte, dass er aus dem Zuchthaus geflohen sei. Zusammen fuhren sie mit der Straßenbahn bis zur Hamburger Straße. „Zunächst ging der Mann zu seinem Geschäft, wo er tätig war. Ich bin nicht mit nach dort gegangen, habe aber trotzdem festgestellt, wo er beschäftigt war“. Danach begaben sich beide in Wolffs Wohnung, wo Gehring von seinem Opfer Geld verlangte „zu den 2 Mark, die ich bereits an der Straßenbahnhaltestelle bekommen hatte“. Gehring erhielt es. Keinen Erfolg aber hatte er mit seiner Forderung nach Kleidung. Man verabredete sich für den nächsten Tag und traf sich zum Essen, das von Wolff bezahlt wurde. „Als wir gemeinsam Mittag gegessen hatten und Wolff wieder ins Geschäft ging, sagte ich ihm, daß er jetzt wählen könnte, entweder verschütt gehen oder mir RM 50,- geben. Wolff lachte mich aus und ließ mich stehen. Nach dieser Zeit habe ich nichts wieder von ihm gesehen. Insgesamt hatte ich von dem Manne 4 bis 5 RM bekommen“.
Gehrings Bericht ist kaum zu glauben, scheint aber im Wesentlichen korrekt zu sein.

Hubert Wolff lebte erst seit kurzem in Hamburg. Dorthin hatte es ihn verschlagen, nachdem er nach zwei Verurteilungen wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen aus der Bahn geworfen worden war: 1932 hatte ihn das Schöffengericht Hannover mit zwei Wochen Gefängnis bestraft, und am 7. Juni 1937 war er vom Landgericht Hannover wegen sexueller Handlungen mit drei Partnern, darunter einem Achtzehnjährigen, zu 8 Monaten Gefängnis verurteilt worden. Nach der Strafverbüßung am 8. Januar 1938 ließ sich Wolff zunächst in Wilhelmshaven und im Frühjahr 1941 in Hamburg nieder.

Geboren worden war er 1894 in Mainz. Sein Vater war Sänger. Wolff besuchte die Volksschule in Düsseldorf und wurde aus der obersten Klasse entlassen. Die sich anschließende kaufmännische Lehre brach er nach zwei Jahren ab, nachdem er von einem Angestellten geschlagen worden war. Wolff studierte Gesang in Düsseldorf und war nach seinen Angaben im Vernehmungsprotokoll bis 1935 als Sänger in Operetten und beim Kabarett tätig, zuletzt beim renommierten Mellini- Theater in Hannover. (Dieses Theater befand sich in der Artilleriestraße, heute Kurt-Schumacher-Straße, und ist im Jahre 1954 abgerissen worden). Allerdings ist gegenüber Wolffs Mitteilungen Vorsicht geboten, denn das Deutsche Bühnen-Jahrbuch verzeichnet ein Engagement Wolffs als Sänger und Schauspieler am Mellini- Theater in den Jahrgängen 1930 bis 1933. Der Jahrgang 1934 führt ihn nur noch im Register auf– ohne  Engagement-Ort. Und ab 1935 wird Wolff im Deutschen Bühnen-Jahrbuch nicht mehr erwähnt.
1935 heiratete er eine Frau mit zwei unehelichen Kindern. Da sie in Hannover eine feste Stellung hatte, folgte sie ihrem Mann weder nach Wilhelmshaven noch nach Hamburg. Gut ist diese Ehe kaum gewesen. Zu der von Wolff angeblich angestrebten Ehescheidung scheint es jedoch nie gekommen zu sein.

Am 1. Mai 1933 war Wolff der NSDAP beigetreten; im Juli 1935 wurde er „wegen unbekannten Aufenthalts aus der Mitgliederliste gestrichen“.

Nachdem Wolff seine Sängerlaufbahn beendet hatte, arbeitete er als kaufmännischer Angestellter. In dieser Position verdiente er bei der Firma Tormann monatlich 240,- RM brutto. Das war 1941 ein ansehnlicher Verdienst, mit dem er sein Zimmer in der Oberaltenallee 36 auf der Uhlenhorst, wo er seit Mai 1941 zur Untermiete wohnte, ohne weiteres bezahlen konnte.
Nachdem Wolff in der Vernehmung am 5. September Gehrings Angaben nur zögernd bestätigt hatte, gab er eine Woche später (13.9.1941) sowohl die gleichgeschlechtlichen Handlungen mit Gehring als auch die nachfolgende Erpressung durch ihn zu: „Schon als wir zur Straßenbahnhaltestelle gingen, fing er an, mich zu erpressen, trotzdem er vorher zu mir gesagt hatte, daß er es nicht gegen Bezahlung machte, sondern nur, weil er selbst auch so veranlagt sei“. Gehring habe sich an ihn herangemacht und ihn förmlich zu sexuellen Handlungen gedrängt. Gehring als  treibende Kraft bei der Anbahnung sexueller Handlungen entspricht dem üblichen Vorgehen dieses Erpressers.
Kriminalsekretär Petersen fasste nach der Vernehmung zusammen: „Durch weitere Ermittlungen und vertrauliche Feststellungen konnten weitere Beweise der homosexuellen Betätigung gegen Wolff nicht erbracht werden. Unter Tränen erklärte er, daß er weitere Partner nicht gehabt habe. Weitere Vernehmungen erscheinen zwecklos. Falls er weitere Partner in Hamburg gehabt hat, wird er wahrscheinlich im Laufe der Zeit aus der Lichtbildkartei, in der sich auch jetzt sein Lichtbild befindet, herausgefunden werden“.

Am 15. September 1941 beantragte Staatsanwalt Siemssen für Wolff Haftbefehl, der von Amtsgerichtsrat Dr. Öhlckers ausgestellt wurde. Wolff stimmte einem Schnellgerichtsverfahren zu, das  am 5. November 1941 vor dem Amtsgericht Hamburg stattfand. Den Vorsitz hatte Amtsgerichtsrat Bayer, die Staatsanwaltschaft wurde durch Nicolaus Siemssen vertreten. Hubert Wolff wurde „wegen Vergehens gegen § 175 StGB zu 1 (einem) Jahr Gefängnis…verurteilt…die Untersuchungshaft wird angerechnet“. Das Urteil entsprach dem Antrag der Staatsanwaltschaft. In der Urteilsbegründung heißt es: „Obgleich der Angeklagte ganz den Eindruck einer Tante macht, bestreitet er weitere Vergehen gegen § 175 StGB. Er ist daher nur in einem Falle nach § 175 zu bestrafen. Nach den Vorstrafen handelt es sich bei dem Angeklagten offenbar um einen unverbesserlichen Menschen. Falls er wieder rückfällig wird, muss er in Sicherungsverwahrung genommen werden“.

Wolff hatte Glück im Unglück, als er nach der Strafverbüßung am 5. September 1942 um 15.00 Uhr tatsächlich nach Hause entlassen wurde: „Wolff beabsichtigt in Hamburg-Altona Hohenzollernring 193 bei der Schwester Wohnung zu nehmen“. Wolff fand sofort Arbeit als Lagerverwalter.

Wenige Wochen nach seiner Entlassung stellte Wolff den folgenden Antrag: „Ich, Hubert Wolff, geb. 29.3.1894 in Mainz, wohnhaft in Hamburg, Wexstraße 26 I bei Persen, bitte um meine freiwillige Entmannung. Irgendwelche Schadensersatzansprüche stelle ich nicht. Weiter bitte ich, mich durch Med[izinal]Rat Dr. Schwarke behandeln zu lassen, der mich in dieser Angelegenheit beraten hat“.

Was es mit dieser Beratung und dem merkwürdig anmutendem Verzicht auf Schadensersatz auf sich hatte, wurde erst nach dem Krieg offenbar.

Wolffs Antrag vom 19. November wurde am selben Tag von der Kriminalpolizeileitstelle Hamburg an das Hauptgesundheitsamt weitergeleitet mit folgendem Begleitschreiben: „In der Anlage übersende ich einen von Wolff hier abgegebenen Entmannungsantrag. Falls diesem Antrag stattgegeben wird, bitte ich um baldfällige Mitteilung, wo und wann die Operation ausgeführt werden wird. Eine Abschrift des kriminellen Lebenslaufes füge ich bei“.

Das Hauptgesundheitsamt beauftragte Dr. Schwarke mit der Untersuchung von Wolff. Das „Entmannungsgutachten Wolff“ trägt das Datum 29. Dezember 1942. am selben Tag wurden die amtlicherseits verlangten vier Fotos „vor der Entmannung“ von Wolf, der auf ihnen einen sympathischen Eindruck macht, erstellt.

In Schwarkes Gutachten heißt es, bei Wolff handele es sich „um einen weichlichen Menschen mit einer seit Jugend bestehenden homosexuellen Einstellung, die in den letzten Jahren zugenommen hat bei gleichzeitigem Übergang vom passiven zum aktiven Teil. Die Zuneigung zu Frauen tritt immer weiter in den Hintergrund. Wolff ist dreimal aus § 175 StGB vorbestraft. Die beantragte Entmannung ist ärztlicherseits anzuraten“.

Die amtsärztliche Genehmigung der Kastration erfolgte am 26. Januar 1943. Der Eingriff sollte im Hamburger Hafenkrankenhaus vorgenommen werden. In einem Schreiben der Gesundheitsbehörde an Wolff vom 30. Januar, das als Kopie auch der Kriminalpolizei zuging, heißt es: „Auf Ihren Antrag vom 19.11.1942 teile ich Ihnen mit, daß Ihre freiwillige Entmannung amtsärztlich genehmigt ist. Zur Durchführung der Operation wollen Sie sich unter Vorlage dieses Schreibens im Hafenkrankenhaus aufnehmen lassen. Anliegende Rechnung über RM 20,- für die amtsärztliche Untersuchung wollen Sie bitte alsbald begleichen“. Diese Gebührenrechnung vom 29. Januar 1943 trägt die Unterschrift von Dr. Hans Koopmann (1885-1959), einem der energischsten Befürworter der Kastration von sich gleichgeschlechtlich betätigenden Männern.
Prof. Dr. Brütt (1889-1979) vom Hafenkrankenhaus verfasste am 28. Februar 1943 den folgenden Bericht: „Der an Homosexualität leidende Hubert Wolff…ist am 10.2.43 von mir entmannt worden. Bei dem Eingriff wurden die Keimdrüsen entfernt“.
Die erste Nachuntersuchung Wolffs fand routinemäßig zwei Monate später, am 9. April, statt und wurde von Dr. Schwarke vorgenommen. In seinem Bericht heißt es: Wolff mache „einen ausgeglichenen Gesamteindruck, wenn auch weibliche Züge nicht zu verkennen sind. Es besteht noch Interesse für Nähen und Kochen. Er führt gegenüber seiner  Umwelt ein zurückgezogenes Leben und unterhält lediglich mit seiner Schwester Verbindung, ein Zustand, der aber auch schon vor der Entmannung bestanden hat. An dem Geschehen der Umwelt ist das Interesse gering. Arbeitseifer und -wille ist vorhanden. Keine sexuellen Triebe“. Ob Wolff dem Arzt – wohl wissend, was dieser von ihm hören wollte, - etwas vorgeflunkert hat oder ob Dr. Schwarke ein Gefälligkeitsgutachten erstellte, ist nicht zu klären. Spätere Gutachten widersprechen dem ersten Befund.

Der Arzt führte weiterhin aus, dass Wolff zwar seine Tätigkeit als Lagerverwalter gefalle, dass sie ihm aber körperlich oft zu schwer werde. Am liebsten wäre er in einem Schneidereibetrieb beschäftigt.

Vor der angeordneten obligatorischen zweiten Nachuntersuchung musste das Hauptgesundheitsamt Nachforschungen über Wolffs Verbleib anstellen. Möglicherweise war er in der Wexstraße ausgebombt worden. Er lebte nun wieder bei seiner Schwester am Hohenzollernring 143. Die Nachuntersuchung nahm diesmal Dr. Koopmann vor, und zwar am 9. Februar 1944. Unter der Rubrik „Stimmungs- und Affektlage“ vermerkte er: „Stimmung niedergedrückt. Kommt sich als ausgestoßener Mensch vor. Selbstmordgedanken nach Entmannung nicht! Ziemlich reizbar und nervös, schon vor der Entmannung“.
Das Verhältnis zu seiner Schwester sei gut. Wolf arbeite seit kurzem in der Schneiderei Grothier & Co. in Hummelbüttel. Er sei „kein Wirtshausgänger. Hilfsbereit, verträglich, guter Kamerad“.

Mit der britischen Besetzung Hamburgs und der Kapitulation Deutschlands waren zwar andere Rahmenbedingungen geschaffen worden; die obligatorischen Nachuntersuchungen kastrierter Männer aber wurden beibehalten. So erbat Obermedizinalrat Dr. Gemsjäger vom Hamburger Gesundheitsamt am 1. Juli 1946 einen weiteren Bericht über Wolffs Zustand. Erstellt wurde er wiederum von Dr. Koopmann, der nach dem Krieg von der britischen Besatzungsmacht zum Medizinprofessor ernannt worden war, und trägt das Datum 15. Juli 1946. Folgt man Koopmanns Bericht, war Wolffs „Stimmung niedergedrückt. Kommt sich wie halbtoter Mensch vor. Selbstmordgedanken kommen periodenhaft. Reizbar und nervös“. Seine „Willenskräfte“ hätten „stark nachgelassen“. Wolff schimpfe „sehr auf die Entmannung, die erzwungen und nicht freiwillig gewesen sei“; über die Kastration sei er „verbittert“. Sein geschlechtliches Verlangen sei durchaus nicht erloschen. Wolffs Beziehungen zur Schwester, bei der er wohnt, seien nicht mehr so gut wie zuvor. Wolffs Ehe sei noch nicht geschieden, zur Ehefrau gebe es keine Beziehung. Wolff sei 1944/45 zu Aufräumungsarbeiten dienstverpflichtet worden und seit Kriegsende mit Unterbrechungen als Bühnensänger tätig gewesen, „zur Zeit“ gehe er aber keiner Tätigkeit nach. Wolff wünsche sich „weitere ärztliche Betreuung“. Eine nochmalige Untersuchung hat es  nach Aktenlage jedoch nicht gegeben.

Die Straf- und Kastrationsakten finden ihre Ergänzung und Fortsetzung in einer Wiedergutmachungsakte mittleren Umfangs. Für die Zeit nach 1945 sind darin weitere siebzehn Jahre des Lebens von Hubert Wolff dokumentiert.

Am 9. April 1951 beantragte Wolff beim Amt für Wiedergutmachung Haftentschädigung für die Zwangsarbeit bei der Bauverwaltung Hamburg zwischen dem 6. April 1944 und dem 23. April 1945. In Wolffs Begleitschreiben heißt es: „Der Antrag wurde erst heute von mir ausgestellt, da es mir bisher unbekannt war, dass die Zwangsarbeit einer Haft gleichgestellt ist. Hierüber wurde ich erst jetzt belehrt“. Diese Formulierung lässt erkennen, dass Wolff wusste, dass er seinen Antrag verspätet gestellt und deswegen vermutlich wenig Aussicht auf Erfolg hatte. Dennoch forderte das Amt für Wiedergutmachung die für die Bearbeitung des Antrags notwendigen Unterlagen an – so am 21. Mai „einen vollständigen Auszug aus der Personenregisterkartei der Einwohnermeldekartei“, (womit nachgewiesen werden sollte, dass Wolff zum Stichtag in Hamburg gemeldet und somit antragsberechtigt war), einen Auszug aus dem Strafregister und Haftnachweise. Wolff musste zweimal (am 21. Mai und 28. Juni 1951) angeschrieben werden, um die Haftnachweise, die er besaß, nachzureichen. Dieses zögerliche Verhalten wiederholte sich in den folgenden Jahren und deutet auf Unentschiedenheit, Resignation und Überforderung hin.

Der Strafregisterauszug aus Mainz trägt das Datum 1. Juni 1951 und vermerkt die Bestrafungen aus den Jahren 1932, 1937 und 1941 sowie den Hinweis, dass die erste Strafe „durch Amnestie vom 7.8.1934 erlassen“ worden sei. Wolffs Strafakte aus dem Jahr 1941 wurde vom Amtsgericht Hamburg am 17. August dem Amt für Wiedergutmachung zur Einsichtnahme übersandt.

Das Arbeitsamt Hamburg mit Sitz im Besenbinderhof 57 teilte am 13. Juli mit, dass Wolff nach der vorliegenden „Karteikarte vom 1.10.44 – 21.12.44, 22.12.44 - 18.1.45, 19.1.45 -24.4.45 als Bauhelfer bei den Firmen Heinrich Paap bzw. Walter Hinz“ dienstverpflichtet gewesen war. Für die vorhergehende Zeit fehlten „auf der hier vorliegenden Karteikarte entsprechende Vermerke. Herr Wolff beweist jedoch durch Vorlage eines Entpflichtungsbescheides vom 23.5.45, dass er bereits am 6.4.44 dienstverpflichtet wurde“. 

Und am 16. Juli stellte Regierungsinspektor Steenbock von der Hauptabteilung Aufräumung des Tiefbauamtes der Baubehörde in der Ernst-Thälmann-Straße 62 (heute Budapester Straße) die folgende Bescheinigung aus: „Herr Hubert Wolff, geb. 29.3.[18]94, wohnhaft Hamburg-Altona, Hohenzollernring 193 (jetzt Leverkusenstr. 7) war vom 6.4.1944 bis 23.4.1945 auf Veranlassung der Gestapo bei der Bauverwaltung, Abteilung Aufräumungsamt, Hamburg, dienstverpflichtet. Während dieser Zeit wurde Herr Wolff bei Aufräumungs- und Bergungsarbeiten im Trümmergebiet von Hamburg beschäftigt“.

Nachdem das Amt für Wiedergutmachung die unterschiedlichen Bescheinigungen erhalten hatte, wurde Wolff am 28.8. gebeten, beim Amt vorzusprechen. Dies tat er am 31. August. Über das Gespräch liegt ein Protokoll von Sachbearbeiter Arnold als Stenogramm und in Klarschrift vor. Danach machte Wolff folgende Angaben: „Ich bin von Beruf Sänger und war 1935 im Milini- Theater [Mellini- Theater] in Hannover engagiert. Dieses Theater wurde von K d F übernommen, damit verlor ich mein Engagement. Ich habe mich dann einige Jahre als Sänger durchgeschlagen. Nebenbei habe ich mich als Reparaturschneider betätigt. Im Jahre 1944 war ich bei einer Schneiderei in Hummelsbüttel tätig…Dort erhielt ich eines Tages auf Veranlassung der Gestapo eine Dienstverpflichtung zu der Bauverwaltung, Abt. Aufräumungsamt. Aus welchen Gründen ich zwangsverpflichtet wurde, ist mir nicht bekannt. Ich bemerke, daß ich weder Jude noch Halbjude bin. Politisch betätigt habe ich mich nie, obwohl ich ein Gegner des nat. soz. Regimes war. Obwohl ich verschiedentlich versuchte, 
u. a. auch durch ärztliche Atteste…von der Zwangsarbeit befreit zu werden, habe ich diese Arbeit bis zum 23.4.45 verrichten müssen. Vorstehende Angaben mache ich nach bestem Wissen und Gewissen“. Diese Darstellung enthält eine Reihe Lücken und Fehler, die u. a. denen in Wolffs  Antrag auf Haftentschädigung entsprechen. Darin hatte Wolff Frage 5 „Haben Sie jemals irgendwelche Beziehungen zur NSDAP oder einer ihrer Gliederungen oder angeschlossenen Verbände gehabt, oder haben Sie jemals einen Antrag auf Aufnahme in die NSDAP oder eine ihrer Gliederung (außer DAF oder NSV) gestellt?“ mit „Nein“ beantwortet und Frage 20 „Sind Sie außerdem gerichtlich vorbestraft?“ unbeantwortet gelassen.
Was die Mitgliedschaft in der NSDAP anbelangt, mag sie Wolff in der Umbruchsphase seines Lebens vergessen haben, zumal auch das Personen- und Vernehmungsformular der Strafakte von 1941 festhielt, dass er weder der NSDAP noch einer ihrer Gliederung angehörte.

Anders zu beurteilen ist der fehlende Eintrag zu Frage 20. In diesem Fall ist zu vermuten, dass Wolff nicht antworten wollte, weil er -  richtigerweise -  davon ausging, dass das Amt für Wiedergutmachung gegen ihn entscheiden werde, würden seine Verurteilungen nach § 175 StGB bekannt, wobei Wolff allem Anschein nach nicht bekannt war, dass das Amt von sich aus ein polizeiliches Führungszeugnis einholte.

Der falsche und fehlende Eintrag sollten in der Folge von Amts wegen gegen Wolff verwendet werden; vorerst, d. h. für die Entscheidung im Jahr 1951 in der Haftentschädigungssache, spielten sie keine Rolle.

Am 11. Oktober 1951 lehnte das Amt für Wiedergutmachung Wolffs Antrag ab. Der Beschluss wurde unter Vorsitz der Juristin Dr. Käthe Manasse (1905-1994) gefällt und ausgefertigt. Die Begründung lautete: „Der Antragsteller hat zwar nachgewiesen, dass er zu berufsfremden und schweren körperlichen Arbeiten dienstverpflichtet worden ist. Dass dieses jedoch aus einem der im § 1 HEG [Haftentschädigungsgesetz] genannten Gründen erfolgt ist, ist nicht ersichtlich. Daher war, wie geschehen, zu erkennen“.

Beschwerde gegen diesen Entscheid war innerhalb eines Monats nach Zustellung von Seiten des Antragstellers wie auch der Finanzbehörde möglich.

War zwischen Wolffs Antrag auf Haftentschädigung und der postalischen Zustellung des Ablehnungsbeschlusses am 18. 10. 1951 ein reichliches halbes Jahr vergangen, so reagierte des Amt für Wiedergutmachung auf den termingerechten Einspruch Wolffs vom 16. Oktober 1951 erst gut dreizehn Monate später, am 18.12.1952, mit der Bitte um Begründung des Einspruchs, die am 21. Januar 1953 wiederholt wurde.

Oberregierungsrat Dr. Tuebben von der Haftentschädigungsstelle bei der Finanzbehörde ging am 4. März 1953 den Fall Wolff grundsätzlicher an als das Amt für Wiedergutmachung im Jahre 1951. Tuebben stellte darauf ab, dass der Antrag über ein Jahr verspätet eingereicht worden sei und „Entschuldigungsgründe für diese Fristversäumnis…nicht ersichtlich“ seien. Allein aus diesem Grunde müsse der Einspruch abgewiesen werden. Für noch gravierender hielt Tuebben die Straffälligkeit Wolffs: „Diese Vorstrafen, deren letzte noch im Jahre 1941 verhängt worden ist und zu 1 Jahr Gefängnis führte, lassen den Antragsteller wegen ihrer besonderen Eigenart“, d. h. wegen Wolffs gleichgeschlechtlicher Handlungen, „als auf jeden Fall haftentschädigungsunwürdig erscheinen. Hinzu kommt, daß der Antragsteller diese Vorstrafen… nicht einmal in seinem Haftentschädigungsantrag angegeben hat; die Nichtbeantwortung der Frage zu Ziffer 20…kann nur dahin ausgelegt werden, daß der Antragsteller den Anschein erwecken wollte, als sei  er nicht gerichtlich vorbestraft… Eines Eingehens auf die Sache selbst bedarf es danach an sich gar nicht mehr. Es sei daher auch nur kurz bemerkt, daß bisher keinerlei Beweis dafür erbracht ist, daß sich der seinerzeitige Arbeitseinsatz des Antragstellers nicht im Rahmend er allgemeinen Dienstverpflichtungen während des Krieges, sondern speziell im Zuge einer Verfolgung aus § 1 HEG zugetragen hat“.
Nach Tuebbens Gutachten ist es also vor allem Wolfs Homosexualität, die ihn haftentschädigungsunwürdig macht – alles andere wirkt in diesem Schriftstück eher zweitrangig. Kein Wunder, dass auf Grund dieses Gutachtens das Amt für Wiedergutmachung Wolffs Einspruch zurückwies. In der Begründung der Ablehnung verweist Dr. Lappenberg zunächst auf die beiden formalen Gründe (verspätete Antragstellung, Verschweigen der Verurteilungen), bevor er inhaltlich argumentiert: „Die Einziehung zum Zwangsarbeitsdienst ist weder auf rassische Gründe zurückzuführen noch aus der politischen Überzeugung oder Weltanschauung des Einspruchführers begründet. Der erkennende Ausschuss ist vielmehr der Überzeugung, dass diese gegen ihn verhängte Zwangsmaßnahme mit seinen Vorstrafen wegen Sittenvergehen, deren letzte er im Jahre 1942 verbüßt hat, in Zusammenhang stehen“. Mit einer solchen Begründung legitimierte Lappenberg und der „erkennende Ausschuss“ des Amtes für Wiedergutmachung nachträglich das Verfahren einer nicht vom Gericht angeordneten Bestrafung eines Homosexuellen nach Verbüßung der durch Urteil vorgesehenen Strafe und ohne rechtsstaatliche Grundlage. Nach eben diesem 'Rechtsverständnis' hatten nationalsozialistische Behörden Männer, die nach § 175 verurteilt worden waren, nach der Strafverbüßung in Konzentrationslager eingewiesen. 

Zugestellt wurde Wolff der Beschluss vom 10. April 1953 am 16. April.
Hubert Wolff fand keine Ruhe. Kastration und Zwangsarbeit bei der Trümmerbeseitigung scheinen ihn zu einem physischen und psychischen Wrack und unfähig gemacht zu haben, einer geregelten Arbeit nachzugehen. Da sein Haftentschädigungsantrag – nicht zuletzt wegen seiner Verurteilung nach § 175 StGB – abgelehnt worden war, verfügte er vermutlich nur über geringe finanzielle Mittel.

Im Jahre 1956, nunmehr 62 Jahre alt, wandte sich Wolff an Rechtsanwalt Dr. Friedrich Franz Reinhard (1915-1985), der seine Kanzlei in der Altonaer Großen Bergstraße 262 hatte, und erteilte ihm am  8. März Prozessvollmacht. Dr. Reinhard war dafür bekannt, dass er die Interessen homosexueller Männer vertrat, nicht selten mit Erfolg.  Ebenfalls am 8. März 1956 wandte sich Reinhard mit dem folgenden Schreiben an das Amtsgericht Hamburg Abt. 131: „In der Strafsache gegen Hubert Wolff habe ich l[au]t .beigefügter Vollmacht die Wahrnehmung der Interessen des Verurteilten übernommen. Mein Mandant ist im Anschluss an die Verurteilung vom 5.11.1941 ohne gerichtliche Anordnung auf Veranlassung der Gestapo entmannt worden. Er beabsichtigt, diesbezüglich Entschädigungsansprüche zu stellen. Hierfür ist das Motiv zu klären, das zu der Entmannung geführt hat.
Ich bitte dieserhalb ergebenst, da mir das Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft nicht bekannt ist, die Akten der Staatsanwaltschaft zuzuleiten. Desweiteren bitte ich, mir Akteneinsicht zwecks Prüfung der Frage zu gewähren, ob die Akte Anhaltspunkte für die Entmannung bietet“. ( Gerade das tut die Strafakte Wolff nicht.)

Die erbetene Akteneinsicht wurde Dr. Reinhard vom Amtsgerichtspräsidenten erteilt. Ob weitere Schritte Reinhards zur Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen erfolgt sind, ist auf Grund der Aktenlage nicht zu klären.

Neunzehn Monate später, am 2. Oktober 1957, wandte sich Dr. Reinhard an das Amt für Wiedergutmachung mit einem Antrag auf Gewährung eines Härteausgleichs gemäß § 171 Abs. 3 Ziff. 1 BEG [Bundesentschädigungsgesetz] für Hubert Wolff. Darin legte Reinhard dar, dass sein Klient 1941 zu einem Jahr Gefängnis verurteilt worden sei, die am 5. September verbüßt war. Kurz darauf, am 10. November 1942 habe er von der Kriminalpolizei-Leitstelle eine Vorladung zum 14. November ins Stadthaus erhalten.  Dort sein ihm von Kriminalsekretär Wegener eröffnet worden, dass „er auf Grund einer Anweisung aus Berlin zu entmannen sein“. Wolff sei aufgefordert worden, eine diesbezügliche Einverständniserklärung zu unterschreiben, anderenfalls ernsthafte Schritte gegen ihn unternommen würden. „Unter dem Druck der Verhältnisse“ habe Wolff diese Erklärung unterschrieben. Daraufhin sein Wolff zu einer ärztlichen Untersuchung ins Hafenkrankenhaus vorgeladen worden, wo ihm von Medizinalrat Dr. Schwarke deutlich gemacht wurde, dass er gegen die Berliner Anordnung nichts machen könne. Wolffs Kastration erfolgte im Februar 1943 im Hafenkrankenhaus. Später sei er „zu Zwangsarbeit in einer Dienstgruppe verpflichtet worden, in welcher Juden, Halbjuden und andere, dem NS Regime unangenehme Personen“ tätig gewesen seien. Reinhard fasste zusammen: „Der Antragsteller ist somit ohne vorausgegangenes Verfahren entmannt worden. Dies ergibt sich auch aus der Rechnung der Gesundheitsverwaltung der Hansestadt Hamburg vom 29.1.1943, die dem Antragsteller für die Durchführung des Verfahrens zugegangen ist. Diese Rechnung trägt den Vermerk 'In Sachen freiwillige Entmannung'…Das Einverständnis des Antragstellers für die Entmannung ist hinsichtlich des Entschädigungsanspruches aus § 171 BEG gemäß Abs. 2 BEG unbeachtlich“.
Nachdem Reinhard die am 8. Oktober 1957 angeforderte Prozessvollmacht Wolffs vom 2. Oktober nachgereicht hatte, wandte sich Sachbearbeiterin Berg am 18. Februar 1958 mit folgendem Schreiben an das Hafenkrankenhaus: „In dem Wg.-Antrag [Wiedergutmachungsantrag] des Obengenannten [Wolff] wird angegeben, daß der Antragsteller im Februar 1943 im Hafenkrankenhaus sterilisiert worden ist, und zwar ohne daß eine Entscheidung des Erbgesundheitsgerichtes vorgelegen hätte. Es wird um Mitteilung gebeten, ob dort noch Unterlagen über den Fall vorhanden sind und ob aus diesen hervorgeht, daß der Sterilisierung kein Beschluß des Erbgesundheitsgerichtes zugrunde gelegen hat“.

Dieses Schreiben belegt mit seiner Verwechslung von Sterilisierung und Kastration, wie wenig die Problematik der „freiwilligen Entmannung“ homosexueller Männer selbst im Amt für Wiedergutmachung präsent war. Das Hafenkrankenhaus schickte die Anfrage mit dem Vermerk „Die betr. Krankengeschichte sind durch Bombeneinwirkung verbrannt“ zurück, woraufhin die Sachbearbeiterin am 3. März Rechtsanwalt Reinhard darum bat, die in Wolffs Hand befindlichen Originalunterlagen dem Amt für Wiedergutmachung zur Verfügung zu stellen, was Reinhard am 6. März mit einem Einschreiben tat. Dabei handelte es sich um die Vorladung Wolffs vom 10. November 1942 und die Rechnung vom 29. Januar 1943.
Das Antragsverfahren schleppte sich hin. Dr. Reinhard sah sich am 22. Juli und 8. November 1958 genötigt, auf Wolffs schlechten Gesundheitszustand zu verweisen und auf Beschleunigung des Verfahrens zu drängen. Ohne Erfolg.

Erneut forderte die Sachbearbeiterin am 31. Juli 1958 einen Auszug aus dem Straf- und dem Melderegister an und richtete überdies eine Anfrage an die „Dokumentenzentrale“, inwieweit Wolff in das nationalsozialistische System involviert war.

Während die Melde- und Strafregisterbehörde umgehend reagierte, antwortete das Berlin Document Center der U. S. Mission Berlin erst im Dezember 1958. Danach war Wolff seit dem 1. Mai 1933 Mitglied der NSDAP mit der Mitgliedsnummer 2 953 959. Weiterhin heißt es: „Die Karteikarte traegt einen Vermerk, wonach…sein Name lt. Bericht des Gaues Suedhannover- Braunschweig von Juli 1935 wegen unbekannten Aufenthalts von der Mitgliedsliste gestrichen wurde“.

Diesen Befund teilte die Sachbearbeiterin Berg Rechtsanwalt Reinhard am 29.12.1958 mit und fügte hinzu: „Die Tatsache des Eintritts in die NSDAP“ sei ein „Ausschließungsgrund, so dass ein Zuspruch aus dem Härtefonds, der ohnehin in diesem Falle wohl kaum infrage gekommen wäre, ausgeschlossen ist. Wir bitten um Mitteilung, ob Sie den Antrag aufrechterhalten“. Dies scheint Reinhard getan zu haben.
Parallel zu Reinhards Antrag auf Gewährung eines Härteausgleichs vom 2. Oktober wurde am 16. Oktober 1957 ein weiterer wegen „Schadens an Körper und Gesundheit, Schadens an Freiheit, Schadens im beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen“  auf Verletztenrente gestellt.

Am 11. März 1959, also fast 17 Monate später, empfahl der „Beratende Ausschuss“ unter Vorsitz des Referenten Dr. Weiß die Ablehnung dieses Antrags. Dieser Empfehlung folgte das Amt für Wiedergutmachung am 4. Mai: „1. Dem Antragsteller stehen Wiedergutmachungsansprüche…nicht zu. 2. Die Entscheidung über den Antrag wegen Gewährung eines Härteausgleichs bleibt…vorbehalten“. Die Begründung dieses Bescheids legt dar, dass Wolff weder rassisch noch politisch verfolgt worden sei – eine derartige Verfolgung aber sei Voraussetzung für die Gewährung einer Entschädigung nach dem BEG. Wolffs Zwangsarbeit sei auf Grund der Verordnung vom 13.2.1939 zur Sicherstellung des Kräftebedarfs und nicht aus irgendwelchen „rassischen Gründen oder Gründen der politischen Gesellschaft“ erfolgt. Zwar sei seine Kastration „mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht vereinbar“, aber auch sie habe keine rassischen oder politischen Ursachen, sondern sei „wegen seiner einschlägigen mehrfachen Vorstrafen gefordert“ worden, womit die Hamburger Nachkriegs-Sozialbehörde unter sozialdemokratischer Führung das nationalsozialistische Verfahren der „freiwilligen Entmannung“ homosexueller Männer nachträglich legitimierte, entschuldigte und – schlimmer noch – als eine vertretbare Rechtsposition anerkannte, die dieses Vorgehen noch nicht einmal während der NS-Zeit hatte.

Die formalen Hindernisse der Entschädigung Wolffs nach §§ 6 und 7 BEG – die Mitgliedschaft in der NSDAP und deren Verschweigen – spielen im Ablehnungsbescheid eine untergeordnete Rolle. „Ob nach hamburgischem Landesrecht Ansprüche bestehen, braucht nicht geprüft zu werden, da ein entsprechender Antrag nicht fristgerecht gestellt worden ist“. 

Nachdem der Bescheid vom 4. Mai 1959 rechtskräftig war, bat Dr. Reinhard am 2. Oktober 1959, „jetzt über den Antrag auf Gewährung eines Härteausgleichs zu entscheiden“.

Mit Verweis auf den Bescheid vom 4. Mai 1959, auf die Ablehnung der Haftentschädigung im Jahr 1953 und auf die in § 1 BEG genannten  Kriterien schlug Dr. Weiß vor, „den  Antrag auf Zuerkennung einer Entschädigung im Härteweg abzulehnen“. Gegebenenfalls könnten Ansprüche aus dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz“ in Frage kommen. Der Leitende Regierungsdirektor Dr. Westheimer bat daraufhin am 13. Oktober 1959 die Herren Blankenfeld und Wundermacher um Prüfung des Vorschlags.

Albert Blankenfeld (1900 – 1993), u. a. Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft verfolgter Sozialdemokraten und Mitglied des Verwaltungsausschusses für Fragen der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts entschied kurz und knapp „Ablehnen Blankenfeld 16.10.59“.

„Ablehnung ist auch mein Vorschlag“, schrieb am 23. Oktober 1959 Gerhard Wundermacher (*1918), führendes Mitglied der Notgemeinschaft der von den Nürnberger Gesetzen Betroffenen sowie der CDU- Altona/Elbvororte. Er fügte hinzu, dass die Begründung von Dr. Weiß nicht ausreichend sei und präzisierte: „Entscheidend ist der kriminelle Anlass zu der Entmannung in Verbindung mit der Mitgliedschaft bei der NSDAP und ihrem betrügerischen Verschweigen im WE-Antrag“ (Wiedergutmachungs-/Entschädigungsantrag).
Wie schon der Bescheid vom 4. Mai 1959 hält Dr. Wundermacher die „freiwillige Entmannung“ für einen legitimen Akt neben der Verurteilung durch das Gericht, das ja Wolffs Kastration weder angeordnet hatte noch 1942 nach geltendem Strafrecht hätte anordnen dürfen.

Nach den Empfehlungen des Referenten Dr. Weiß, von A. Blankenfeld und Dr. Wundermacher ist nicht erstaunlich, dass der Hamburger Senat am 26. Oktober 1959 beschloss, Wolff keine „Leistungen gemäß § 171 des Bundesentschädigungsgesetzes…zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung vom 29.6.1956“ zu gewähren. Diese Entscheidung trägt die Unterschrift  des sozialdemokratischen Senators für Arbeit und Soziales Ernst Weiß (1911-1998). Über diesen Beschluss wurde Rechtsanwalt Dr. Reinhard am selben Tag von Dr. Westheimer unterrichtet. Dr. Reinhard verlangte am 
5. November eine Begründung des Ablehnungsbescheids bis zum15. November 1959.

Westheimer antwortete am 20. November; seine Begründung des negativen Senatsbescheids nennt die bekannten Gründe: Wolff sei Mitglied der NSDAP gewesen und daher von der Entschädigung ausgeschlossen. „Irgendwelche kompensierenden Handlungen sind nicht einmal behauptet…Ihr Mandant hat die Tatsache seiner Zugehörigkeit zur NSDAP verschwiegen…Auch aus diesem Grunde besteht zur Gewährung von Härteleistungen kein Anlaß“. Entscheidender aber ist der von Westheimer zuerst genannte Ablehnungsgrund: „Es bestehen keinerlei Anhaltspunkte dafür, daß bei der Entmannung Ihres Mandanten Verfolgungsgründe irgendeine Rolle gespielt haben. Ebensowenig besteht irgendein Anlaß zu der Annahme, daß, selbst wenn Ihr Mandant ein Gegner der NSDAP gewesen sein sollte, dies den Stellen bekannt gewesen ist, die die Maßnahmen gegen ihn durchgeführt haben, auf die er seine Schädigung zurückführt. Der Fall hat daher keinen Zusammenhang mit Verfolgungsvorgängen“. Damit wurde abermals die nationalsozialistische Praxis der „freiwilligen Entmannung“ ohne strafrechtliche Grundlage nachträglich legitimiert. Westheimer schloss mit dem Hinweis, dass gegen die Senatsverfügung vom 26. Oktober innerhalb drei Monaten „Klage bei der Entschädigungskammer des Landgerichts in Hamburg“ erhoben werden könne, was Dr. Reinhard allem Anschein nach nicht getan hat.

Zum letzten Mal taucht Wolff 1962 in den Hamburger Akten auf: Am 14. März 1962 hat der „Strafregisterführer der Staatsanwaltschaft Mainz“ das Amtsgericht Hamburg „nochmals“ um Auskunft, um die „Berechnung der Frist über beschränkte Auskunftserteilung“ aus dem Strafregister korrekt berechnen zu können. Die Bitte aus Mainz ist prompt erfüllt worden.
Wolffs Anträge auf finanzielle Entschädigung für Zwangsarbeit beim Räumungskommando und Kastration hatten von vorneherein keine Aussicht auf Erfolg, weil die Haftentschädigungsgesetze der Länder, das BEG und dessen Härtefallregelung den Kreis der Berechtigung auf Menschen beschränkte, die aus rassischen oder politischen Gründen verfolgt worden waren. Nach § 175 StGB verurteilte Männer galten dagegen als Kriminelle ohne Entschädigungsansprüche. Darüber hinaus waren Wolffs Anträge aus formalen Gründen chancenlos, da sie entweder nicht fristgerecht oder nicht wahrheitsgemäß ausgefüllt worden waren. Deswegen hätte genügt, wenn Wolff von der zuständigen Entschädigungsbehörde mitgeteilt worden wäre, dass er auf Grund gesetzlicher Vorschriften bzw. formaler Gründe nicht zu den Antragsberechtigten gehöre und dass sein Antrag infolgedessen abzulehnen gewesen sei. Stattdessen wurde in der Begründung der  Ablehnungsbescheide vor allem auf Wolffs „kriminelle Biographie“ verwiesen, wodurch er sich Zwangsarbeit und Kastration selbst eingebrockt habe und womit sie nachträglich legitimiert wurden. Das ist der schwulenhistorisch bittere Ertrag des Falles Hubert Wolff. Und das alles hatten nicht „alte Nazis“ zu verantworten, sondern Personen, die ohne Zweifel Gegner und Verfolgte des vorausgegangenen Regimes waren.
Gestorben ist Hubert Wolff am 11. August 1968 in einem Pflegeheim in Hamburg-Wandsbek.
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